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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Andrej Hunko, Niema Movassat, Dr. Alexander S. Neu,  
Martina Renner, Helin Evrim Sommer, Alexander Ulrich, Kathrin Vogler und der  
Fraktion DIE LINKE. 

Europaweite Übungen zur Bewältigung von „Terrorlagen“ 

Europäische Spezialeinsatzkommandos haben am 9. und 10. Oktober 2018 eine 
europaweite Übung zur Bewältigung von „Terrorlagen“ abgehalten. Die Übun-
gen erfolgten über den ATLAS-Verbund, in dem sich 38 Spezialeinheiten der Po-
lizei aus allen EU-Mitgliedstaaten sowie aus Island, Norwegen und der Schweiz 
organisieren. Das nach den Anschlägen des 11. September 2001 gegründete Netz-
werk gehört seit 2008 zu den Strukturen der EU. Aus Deutschland nehmen die 
GSG 9 des Bundes und die Polizei aus Baden-Württemberg am ATLAS-Verbund 
teil.  
Mit den Übungen wollten die Polizeieinheiten das gemeinsame Vorgehen bei An-
schlägen und Geiselnahmen von größeren Menschengruppen trainieren. Alle Sze-
narien wurden über ein neues „Unterstützungsbüro“ für den ATLAS-Verbund bei 
Europol koordiniert.  
Anlässlich der aktuellen Übung haben die österreichische Ratspräsidentschaft 
und die Europol-Direktorin eine engere Kooperation mit dem ATLAS-Netzwerk 
vereinbart. In der Erklärung von Europol heißt es dazu, dass die Spezialeinsatz-
kommandos auf Angriffe reagieren sollten, die neben religiösen auch von „rechts- 
oder linksgerichteten Ideologien“ inspiriert seien. 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. An welchen Übungen des ATLAS-Verbundes haben welche Bundesbehör-

den im Jahr 2018 teilgenommen, und welche weiteren sind geplant? 
a) Mit welchen Abteilungen, wie viel Personal und welchen Fahrzeugen ha-

ben sich deutsche Polizeieinheiten nach Kenntnis der Bundesregierung 
am 9. und 10. Oktober 2018 an der europaweiten Übung des ATLAS-
Verbunds zur Bewältigung von „Terrorlagen“ beteiligt (bitte soweit be-
kannt auch für die Länderpolizeien angeben)? 

b) An welchen Szenarien der Übung nahmen nach Kenntnis der Bundesre-
gierung Polizeiangehörige des Bundes oder der Länder teil? 

2. Welche Spezialeinheiten welcher Länder waren nach Kenntnis der Bundes-
regierung bei den Übungen des ATLAS-Verbundes am 9. und 10. Oktober 
2018 in Deutschland beteiligt? 
a) Welche Fahrzeuge und welche Waffen haben diese mitgeführt? 
b) Welche Genehmigungen wurden für die Einfuhr beantragt, und wer hat 

diese in welchem Zeitraum nach deren Beantragung erteilt? 
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3. Welche Wettkämpfe wurden im Rahmen der ATLAS-Übung durchgeführt 

und wer „gewann“ diese? 
4. Welche engere Kooperation haben die österreichische EU-Ratspräsident-

schaft und die Europol-Direktorin nach Kenntnis der Bundesregierung mit 
dem ATLAS-Netzwerk vereinbart? 
a) Inwiefern teilt die Bundesregierung die Aussage Europols, wonach die 

Übungen des ATLAS-Verbundes auch zur Vorbereitung auf Bedrohun-
gen „rechts- oder linksgerichteter Ideologien“ dienen? 

b) Welche „linksgerichtete Ideologien“ haben nach Kenntnis der Bundesre-
gierung in den letzten Jahren die Entsendung von europäischen Spezial-
einsatzkommandos zu „Terrorlagen“ erforderlich gemacht? 

5. Welche Aufgaben im Rahmen der Übung am 9. und 10. Oktober 2018 über-
nahm das neue „Unterstützungsbüro“ für den ATLAS-Verbund, das beim 
Anti-Terrorzentrum der Polizeiagentur Europol in Den Haag eingerichtet 
wurde (Ratsdokument 11828/17)? 
a) Welche Lagezentren wurden für die Übung eingerichtet bzw. welche vor-

handenen Lagezentren wurden genutzt? 
b) Welche Polizeieinheiten haben hierfür Verbindungsbeamte zu Europol 

entsandt? 
6. Wann wurde das neue „Unterstützungsbüro“ nach Kenntnis der Bundesre-

gierung offiziell eröffnet? 
a) Welche Strukturen hat Europol nach Kenntnis der Bundesregierung für 

das „Unterstützungsbüro“ eingerichtet, und welche Strukturen anderer 
Zentren bei Europol werden (bei Bedarf) genutzt? 

b) Welche Maßnahmen für vereinfachte Verfahren zu Hilfeersuchen bzw. 
für deren Umsetzung im Ernstfall werden nach Kenntnis der Bundesre-
gierung von dem „Unterstützungsbüro“ derzeit verfolgt? 

c) Welche Lösungen werden gesucht bzw. wurden gefunden, um den grenz-
überschreitenden Transport von Waffen und Einsatzausrüstung zu er-
leichtern? 

7. Was ist der Bundesregierung darüber bekannt, auf welche Weise die Euro-
päische Union die Zusammenarbeit von Gendarmerie- und Polizeieinheiten 
verbessern will? 
a) Wo wurde das von der französischen Gendarmerie und der spanischen 

Guardia Civil erarbeitete Konzept „Integriertes Training“ für Polizei- und 
Gendarmerieeinheiten nach Kenntnis der Bundesregierung auf EU-Ebene 
behandelt, und welche Maßnahmen wurden hierzu verabredet? 

b) Auf welche Weise wird die Europäische Polizeiakademie CEPOL in Bul-
garien hierzu eingebunden? 

8. Was ist der Bundesregierung darüber bekannt, inwiefern die österreichische 
Ratspräsidentschaft das Konzept „Integriertes Training“ in den „Wiener Pro-
zess“ aufnehmen will, den der nationalkonservative Innenminister Herbert 
Kickl im April 2018 gestartet hatte (http://gleft.de/2vL)? 

9. In welchen Zusammenarbeitsformen haben welche deutschen Behörden 
nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2017 und 2018 mit aus-
ländischen Gendarmerieeinheiten trainiert, und welche weiteren sind ge-
plant? 
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10. Welche Veranstaltungen (etwa Übungen bzw. Konferenzen, Seminare) ha-

ben nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2017 und 2018 im 
Rahmen der „European Union Police Services Trainings II“ (EUPST II) und 
der „Europeʼs New Training Initiative for Civilian Crisis Management“ 
(ENTRi) stattgefunden (Bundestagsdrucksache 18/10180), und welche wei-
teren sind geplant? 
a) Welche Behörden bzw. sonstigen Einrichtungen des Bundes oder (soweit 

der Bundesregierung bekannt) der Länder nehmen mit welchen Kapazitä-
ten daran teil bzw. beobachteten diese? 

b) Welche weiteren Behörden welcher Länder bzw. Einrichtungen oder Ein-
zelpersonen der Europäischen Union, aus Drittstaaten oder von sonstigen 
Institutionen nehmen daran teil bzw. beobachteten diese? 

c) Auf welche Weise ist die Bundespolizeiakademie in Lübeck in die Durch-
führung von Veranstaltungen im Rahmen des EUPFT bzw. der ENTRi 
eingebunden? 

11. Welche weiteren Trainings der Europäischen Kommission bzw. der EU-Ver-
teidigungsagentur für Polizei- und Gendarmerieeinheiten, die nicht im Rah-
men des EUPFT bzw. der ENTRi durchgeführt werden, sind der Bundesre-
gierung bekannt? 

12. Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zur geplanten Erweiterung der 
Zuständigkeit der Europäischen Staatsanwaltschaft (EPPO) auf grenzüber-
schreitende Terrorismusstraftaten („Stärkung des Mandats der Europäischen 
Staatsanwaltschaft zur Bekämpfung grenzüberschreitender terroristischer 
Straftaten“, Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 12. Sep-
tember 2018), und welche drei Kandidaten wird die Bundesregierung als 
deutsche Staatsanwälte bei der EPPO benennen? 

13. Was ist der Bundesregierung über weitere Trainings bekannt, die in den ver-
gangenen fünf Jahren von der Gendarmerie eines EU-Mitgliedstaates unter 
Federführung des Europäischen Auswärtigen Dienstes zusammen mit der pa-
ramilitärischen Europäischen Gendarmerietruppe EUROGENDFOR durch-
geführt wurden bzw. werden, wie es unter anderem zugunsten des ukraini-
schen Innenministeriums erfolgte (Antwort auf die Mündliche Frage 1 des 
Abgeordneten Andrej Hunko, Plenarprotokoll 18/154, Anlage 3)? 
a) Welche „Deeskalationsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Verhinderung 

von Gewalt im Allgemeinen“ wurden bei dem Training in der Ukraine 
behandelt? 

b) Welche Schwerpunkte hatten die etwaigen weiteren Trainings, wer führte 
diese durch, und wer nahm daran teil? 

Berlin, den 24. Oktober 2018 

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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